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Stellungnahme 

zum Referentenentwurf  

eines Gesetzes zur Stärkung der 

Pflegekompetenz  

(Pflegekompetenzgesetz – PKG) 
 

 

 

 

Der Deutsche Caritasverband hat gemeinsam mit den in der BAGFW zusammengeschlossenen 

Spitzenverbände der Freien Wohlfahrtspflege eine ausführliche Stellungnahme zum Entwurf ei-

nes Gesetzes zur Stärkung der Pflegekompetenz abgegeben.  

Ergänzend positioniert er sich zu drei weiteren Punkten, die im Pflegekompetenzgesetz fehlen, 

obwohl sie von uns dort erwartet worden waren: 

1. Rechtssichere Grundlage für die Beschäftigung sog. Live-in-Care (pflegenahe Betreuung im 

Privathaushalt)  

2. Heilkundeausübung durch Pflegefachpersonen in Krankenhäusern  

3. Ausbildung von Pflegefachpersonen in Rehaeinrichtungen 

 

1. Rechtssichere Grundlage für die Beschäftigung sog. Live-in-Care in 

Deutschland   

Im Koalitionsvertrag für die laufende Legislaturperiode haben die Regierungsparteien 2021 an-

gekündigt, „eine rechtssichere Grundlage für die 24-Stunden-Betreuung im familiären Bereich“ 

zu schaffen.  

In Deutschland werden nach Schätzungen bis zu ca. 700 000 Live-in-Care-Kräfte – überwie-

gend Frauen aus dem Ausland, die im Haushalt der zu betreuenden Menschen leben – 

beschäftigt. Sie leisten für ältere Menschen, die auf Unterstützung angewiesen sind, einen wich-

tigen Dienst. Der mangelnde Wille der Politik, für diese Beschäftigungsverhältnisse einen pas-

senden Rahmen zu schaffen, führt zu vertraglichen Gestaltungen, die zu Unsicherheiten für die 

betreuungsbedürftige Person ebenso wie zu schlechten Arbeitsbedingungen für die ausländi-

schen Beschäftigten führen. Viele der Arbeitsverhältnisse bewegen sich im Graubereich. 
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Seit Jahren hat der Deutsche Caritasverband mit dem Modell „CariFair“, das der Paderborner 

Diözesancaritasverbandes in Kooperation mit Caritas Polen entwickelt hat,  ein geregeltes Ar-

beitsverhältnis von Live-ins erfolgreich erprobt.1 Dabei werden Live-ins direkt im Privathaushalt 

angestellt,  die Haushalte und Beschäftigten werden von der Caritas beim Matching unterstützt 

und während des Beschäftigungsverhältnisses durch eine Koordinatorin begleitet. Es gibt ver-

bindliche Kriterien zu den Aufgaben und Rahmenbedingungen für Betreuungskräfte. Verbindlich 

ist auch die Einbindung von Fachpflege (ambulanter Pflegedienst). Die dringend erforderlichen 

Regelungen sollten auf den Erfahrungen aus diesem und vergleichbaren Projekten aufbauen. 

Der Deutsche Caritasverband begrüßt es, dass sich die Politik des Themas annehmen will. Er 

bedauert, dass Überlegungen einer Arbeitsgruppe aus BMG und BMAS keinen Eingang in den 

vorliegenden Referentenentwurf gefunden haben und setzt sich mit Vehemenz dafür ein, dass 

es im Kabinettsentwurf und im darauffolgenden parlamentarischen Verfahren zu entsprechenden 

Regelungen im Referentenentwurf kommt. 

Der Deutsche Caritasverband schlägt vor: 

a) Pflegebedürftige sollten bei den Arbeitgeberpflichten entlastet werden 

Das Projekt CariFair zeigt, dass eine direkte Anstellung im Privathaushalt möglich und praktika-

bel ist. Pflegebedürftige bzw. die An- und Zugehörigen sind in diesem Fall für die Anmeldung und 

das Abführen von Sozialabgaben, einschließlich der Unfallversicherung und der Abführung von 

Lohnsteuer an das Finanzamt zuständig. Diese Arbeitgeberpflichten stellen einen erheblichen 

Verwaltungsaufwand dar, insbesondere vor dem Hintergrund regelmäßig wechselnder Betreu-

ungskräfte. Es wäre zu begrüßen, wenn die Administrierung wesentlich vereinfacht wird. Dies 

könnte erreicht werden durch die Einrichtung einer zentralen Melde- und Einzugsstelle, ähnlich 

der Mini-Job-Zentrale.  

b) Eine finanzielle Entlastung der Pflegehaushalte für qualitätsgesicherte Angebote soll 
illegale und prekäre Beschäftigung zurückdrängen 

Der Deutsche Caritasverband setzt sich dafür ein, private Haushalte bei der Finanzierung der 

Kosten für eine Live-in-Kraft durch einen Zuschuss aus der Pflegeversicherung zu unterstützen. 

Dabei muss sichergestellt werden, dass die Mittel aus der Pflegeversicherung nur für legale und 

qualitätsgesicherte Beschäftigungsverhältnisse in Anspruch genommen werden können.  

Der Zuschuss sollte daher gewährt werden, wenn folgende Voraussetzungen vorliegen und 

nachgewiesen sind: 

• Legales Beschäftigungsverhältnis 

• Erfüllung bestimmter Mindestanforderungen an die Qualifizierung (Deutschkenntnisse, Erste-

Hilfe-Kurs) der Betreuungsperson 

• Inanspruchnahme eines ambulanten Pflegedienstes 

Es sollte im SGB XI für Pflegebedürftige ab Pflegegrad 2 einen Anspruch auf Kostenerstattung 

zum Ersatz von Aufwendungen für Live-in-Kräfte unter Anrechnung auf den Pflegesachleistungs-

anspruch in Höhe von 40% - oder, wie jetzt im RefE PKG vorgesehen von 50% - der nach § 36 

 
1 https://www.caritas-pb.de/pflege-gesundheit-beratung/beratung-unterstuetzung/carifair 
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SGB XI vorgesehenen Höchstleistungsbeträge (Umwandlungsanspruch) geschaffen werden, 

wenn die oben genannten Voraussetzungen vorliegen. Der Anspruch auf Erhalt eines anteiligen 

Pflegegelds bleibt daneben bestehen. Weiter sollte der Entlastungsbetrag nach § 45b SGB XI ab 

Pflegegrad 1 für die Finanzierung von Haushalthilfen/Live-in-Kräften unter den gleichen Bedin-

gungen einsetzbar sein. 

Dies kann nur ein erster Schritt sein, weitere Maßnahmen und Entlastungen müssen folgen.  

c) Verbindliche Qualitätsstandards sollen für (Vermittlungs-)Agenturen entwickelt und 
entsprechende staatliche Kontrollmöglichkeiten geschaffen werden 

Deutsche und ausländische (Vermittlungs-)Agenturen spielen eine entscheidende Rolle in Bezug 

auf die Aufklärung über die rechtlichen Rahmenbedingungen, die Verifikation des Betreuungs- 

und Pflegebedarfs und die Eignung der Betreuungskräfte. Der Deutsche Caritasverband setzt 

sich daher für die Einführung rechtlich verbindlicher Qualitätsstandards und entsprechender 

staatlicher Kontrollen ein. 

d) Absprachen mit den Herkunftsländern von Live-in-Kräften aus Drittstaaten können 
eine Legalisierung der Arbeitsverhältnisse ermöglichen 

Da es um eine Tätigkeit geht, die keinen beruflichen Abschluss voraussetzt, wäre die Anwerbung 

möglich, wenn es Absprachen mit der Arbeitsverwaltung des Herkunftslandes gäbe (§ 19c Abs. 

1 AufenthG i.V.m. § 15c BeschV). Solche Absprachen gibt es derzeit nicht. Der Deutsche Cari-

tasverband fordert schon seit langem solche Absprachen zur Legalisierung von Arbeitsverhält-

nissen mit Beschäftigten aus Drittstaaten. 

e) Irreführende Werbung ist zu verbieten 

Von den Live-in-Kräften wird häufig erwartet, dass sie an sieben Tagen der Woche rund um die 

Uhr zur Verfügung stehen. Entsprechende Erwartungshaltungen werden geschürt durch die Be-

zeichnung „24-Stunden-Pflege“, mit der auf den Internetseiten von Vermittlungsagenturen ge-

worben wird und die auch im allgemeinen Sprachgebrauch zu finden ist. Ein erster Schritt zu 

mehr Rechtssicherheit wäre, diese irreführende Bezeichnung 24-Stunden-Betreuung bzw. -

Pflege zu vermeiden und entsprechende Werbung, die den Anschein erweckt, dass eine umfas-

sende Betreuung Rund-um-die-Uhr geboten wird (vergleichbar der familiären Betreuung/Pflege), 

zu verbieten. Es sollte im UWG verdeutlicht werden, dass es sich um irreführende Werbung han-

delt.  

 

 

2. Heilkundeausübung von Pflegefachpersonen in Krankenhäusern 
sowie Reha- und Vorsorgeeinrichtungen; Verankerung der pflegeri-
schen Vorbehaltsaufgaben im SGB V 

Die praktische Implementierung der in § 4 Pflegeberufegesetz festgelegten Vorbehaltsaufgaben 

der Pflege ist anspruchsvoll, da tradierte Prozesse in Frage gestellt und verändert werden müs-

sen. Eine explizite Festschreibung der pflegerischen Vorbehaltsaufgaben und die strukturelle 

Verantwortungsteilung würde die Rechtsstellung der Pflegefachpersonen stärken und für eine 

klare Kompetenzabgrenzung zwischen Pflege und Medizin sorgen. Die Caritas begrüßt vor die-

sem Hintergrund die im RefE vorgenommene Klarstellung in § 39 SGB V und regt die 
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nachfolgend benannten weiteren Klarstellungen an: Um auszuschließen, dass die Tätigkeit von 

Pflegefachpersonen als Teil der ärztlichen Behandlung missverstanden wird, bedarf es der Er-

gänzungen in den §§ 15, 28 SGB V. Um der unterschiedlichen fachlichen Kompetenz aller Heil-

berufe im Krankenhaus Rechnung zu tragen, sollte ergänzend zur Klarstellung in § 39 auch eine 

Änderung von § 107 SGB V vorgenommen werden. 

Änderungsbedarf:  

§ 28 Abs. 1 Satz 2 SGB V wird wie folgt ergänzt: 

„Zur ärztlichen Behandlung gehört auch die Hilfeleistung anderer Personen, die von dem Arzt 

angeordnet und von ihm zu verantworten ist; die Regelungen zu pflegefachlichen Vorbehalts-

aufgaben in § 4 Pflegeberufegesetz bleiben unberührt.“ 

§ 15 Abs. 1 Satz 2 SGB V wird wie folgt ergänzt: 

„Sind Hilfeleistungen anderer Personen erforderlich, dürfen sie nur erbracht wer-den, wenn sie 

vom Arzt (Zahnarzt) angeordnet und von ihm verantwortet werden; dies gilt nicht für Vorbe-

haltsaufgaben gemäß § 4 Pflegeberufegesetz.“ 

 

Ergänzung von § 107 Abs. 1 SGB V 

(1) Krankenhäuser im Sinne dieses Gesetzbuches sind Einrichtungen, die  

1. der Krankenhausbehandlung oder Geburtshilfe dienen,  

2. fachlich-medizinisch unter ständiger ärztlicher Leitung und pflegefachlich unter ständi-

ger pflegefachlicher Leitung stehen, über ausreichende, ihrem Versorgungsauftrag entspre-

chende diagnostische, pflegefachliche und therapeutische Möglichkeiten verfügen und nach wis-

senschaftlich anerkannten Methoden arbeiten.“ 

 

3. Rehabilitationseinrichtungen als Ausbildungsträger  

Stationäre Rehabilitationseinrichtungen sind grundsätzlich für eine praktische Ausbildung geeig-

net. Die pflegerische Versorgung im Rahmen des Rehabilitationsprozesses beinhaltet alle aus-

bildungsrelevanten Punkte. Denn das Patientenklientel in der Rehabilitation ist häufig multimor-

bide und hat gerade in den Bereichen der Neurologie und Geriatrie einen hohen Unterstützungs- 

und Versorgungsbedarf. Daraus ergibt sich, dass die Versorgung im Rahmen der Grund- und 

Behandlungspflege sehr komplex ist. Dem Fokus der generalistischen Ausbildung auf Kommu-

nikation und Beratung der Patientinnen und Patienten wird in der Rehabilitation vollumfänglich 

Rechnung getragen, denn gerade hier spielen die Aktivierung und Beratung der Patienten eine 

entscheidende Rolle. Durch diese umfassende Versorgung sind auch Rehabilitationseinrichtun-

gen optimal dafür geeignet, in Zukunft die generalistische Pflegeausbildung durchzuführen.  

Änderungsbedarf: 

§ 7 Abs. 1 Pflegeberufegesetz wird um eine Nummer 4 ergänzt: 
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(1) „Die Pflichteinsätze in der allgemeinen Akutpflege in stationären Einrichtungen, der allgemei-

nen Langzeitpflege in stationären Einrichtungen und der allgemeinen ambulant Akut- und Lang-

zeitpflege werden in folgenden Einrichtungen durchgeführt: 

(…) 

4. Zur Versorgung nach §§ 111, 111a, 111c SGB V § 15 SGB VI i.V.m. § 38 SGB IX und § 34 

SGB VII zugelassene medizinische Rehabilitationseinrichtungen 
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